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Sehr geehrter Herr Kollege, 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Bundesregierung auf Ihre oben genannte 

Schriftliche Frage.  

Auf die Einstufung der Antwort als Verschlusssache VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH 

weise ich hin. 

Mit freundlichem Gruß 

Siemtje Möller 
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Schriftliche Frage 12/489 

„In welcher maximalen Entfernung zum Camp Castor (Mali) befanden sich 
Bodentruppen der Bundeswehr bei von diesem Camp ausgehenden 
Operationen/Patrouillen jeweils in den Monaten vom September 2020 bis 
einschließlich Dezember 2022?“ 

Die Beantwortung der Frage kann in offener Form nicht erfolgen. Die Einstufung als  

Verschlusssache mit dem Geheimhaltungsgrad VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH ist im 

vorliegenden Fall in Hinblick auf das Staatswohl erforderlich. Nach §2 Absatz 2 Nr. 4 der  

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Verschlusssachenanwei-

sung, VSA) vom 10. August 2018 sind Informationen, deren Kenntnisnahme durch Unbe-

fugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig 

sein können, entsprechend einzustufen.  

Aus der zur Veröffentlichung bestimmten Antwort der Bundesregierung auf diese Frage  

könnten Rückschlüsse gezogen werden, die eine Gefährdung der Einsatzkräfte der Bundes-

wehr in Mali oder bei künftigen Operationen bedeuten würden. 






